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Bezirkshauptmannschaft  Mattersburg 

BH Mattersburg, Marktgasse 2, 7210 Mattersburg 

Gemeinde Mattersburg 

Brunnenplatz 4 

7210 Mattersburg 

Mattersburg, am 18.07.2024 
Sachb.: Martina Schöll 
Tel.: +43 57 600-4340 
Fax: +43 57 600-4377 

E-Mail: bh.mattersburg@bgld.gv.at 

Zahl: 2024-001.185-1/3 
OE: BHMA-VE 
 (Bei Antwortschreiben bitte Zahl und OE anführen) 

Betreff: Strabag AG, Arbeiten in Pöttelsdorf, B50 Burgenland Straße km 62,092 

 

Bescheid 

Spruch I 

Der Strabag AG wird die straßenpolizeiliche Bewilligung zur Durchführung von Straßenbauarbeiten 

parallel zur B50 und für Baustellenausfahrt auf Höhe von km 62,092 der B50 und auf Höhe der 

Ausfahrt der Triftgasse auf die B50, ab 22.07.2024  bis 09.09.2024 unter Vorschreibung 

nachstehender Bedingungen und Auflagen zur Wahrung der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit 

des Verkehrs erteilt.  

 

Rechtsgrundlagen: 

§§ 90 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 94b lit. b Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO.1960, BGBl 

Nr. 159/1960 in der geltenden Fassung.   

 

Auflagen und Bedingungen: 

 

1. Für die Absicherung und Kennzeichnung der Arbeitsstelle sind folgende RVS-

Regelpläne maßgebend: LF6 

 

2. Vor der Arbeitsstelle sind unter Berücksichtigung der Bestimmungen von § 49 StVO 

die Gefahrenzeichen „Baustelle“ (§ 50 Ziffer 9 StVO) in Verbindung mit dem Zusatz 

gemäß § 54 StVO „Pfeil linksweisend“ bzw. „Pfeil rechtsweisend“ jeweils 50m vor der 

Baustellenzufahrt. 

 

3. Verantwortlicher Bauführer im Sinne des § 90 StVO ist Herr Zemann Tel. Nr.: 

0676/7790643 welcher ständig (auch in der arbeitsfreien Zeit) erreichbar sein muss, 

um Unzukömmlichkeiten bei der Absicherung der Arbeitsstellen sofort abzustellen. 
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4. Die Arbeiten sind von 22.7.2024 bis 9.9.2024 in der Zeit von 

Montag bis Freitag von 07:00 Uhr bis 17:00 Uhr durchzuführen. 

An Samstagen, Sonn- und Feiertagen darf nicht gearbeitet werden. 

 

5. Der Fahrzeugverkehr ist aufrechtzuerhalten: 

▪ auf der gesamten Fahrbahn; 

 

6. Straßenverkehrszeichen und Leiteinrichtungen dürfen erst unmittelbar vor Beginn 

der Arbeiten aufgestellt werden. Die Aufstellung hat in Fahrtrichtung und das 

Abräumen entgegen der Fahrtrichtung möglichst bei Tageslicht zu geschehen. 

Dabei darf keine verkehrsgefährdende Situation herbeigeführt werden. 

 

7. Es dürfen nur Straßenverkehrszeichen, Bodenmarkierungen und 

Verkehrsleiteinrichtungen verwendet werden, die den Bestimmungen der 

Straßenverkehrsordnung 1960,  insbesondere den §§ 48 bis 57, und der 

Straßenverkehrszeichen- und Bodenmarkierungsverordnung entsprechen. Die 

Abmessung der Verkehrszeichen hat dem Format der in diesem Straßenzug bereits 

verwendeten Verkehrszeichen zu entsprechen. 

 

8. Straßenverkehrszeichen, Leitkegel und Leitbaken 

▪ haben aus festem rückstrahlenden bzw. hochrückstrahlenden Material zu 

bestehen; 

▪ sind so aufzustellen, dass sie von den Lenkern herankommender Fahrzeuge 

leicht und rechtzeitig erkannt werden können; 

▪ sind bei Verschmutzung zu reinigen und dürfen bei Beschädigungen oder 

Verbeulungen, die ihre Erkennbarkeit beeinträchtigen, nicht verwendet 

werden. 

 

9. Auf einer Standsäule dürfen nicht mehr als zwei Straßenverkehrszeichen 

angebracht werden. Der Bodenabstand hat mindestens 0,6 m jedoch maximal 2,5 

m von der Straßenverkehrszeichenunterkante zu betragen. Der Seitenabstand 

bezogen auf den Fahrbahnrand muss im Freiland 1,0 m – 2,5 m im Ortsgebiet 0,3 

m – 2,0 m betragen. Eine nicht fest mit dem Untergrund verbundene 

Anbringungsvorrichtung darf auch auf der Fahrbahn angebracht werden, wenn die 

Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des fließenden Verkehrs nicht gefährdet 

wird; in diesem Fall darf der seitliche Abstand zwischen dem dem Fahrbahnrand 

zunächst liegenden Rand eines Straßenverkehrszeichens und dem Fahrbahnrand 

nicht mehr als 0,30 m betragen.  

 

10. Die Stand- und Verdrehsicherheit der Straßenverkehrszeichen und 

Leiteinrichtungen gegen Wind/Schneedruck/Fahrtwind vorbeifahrender Fahrzeuge 

ist zu gewährleisten. 
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11. Die Aufstellung der Straßenverkehrszeichen ist der zuständigen Polizeiinspektion 

und der zuständigen Straßenmeisterei umgehend zu melden. 

 

12. Alle vorhandenen Straßenverkehrszeichen, die mit der vorgeschriebenen 

Verkehrsregelung im Widerspruch stehen, sind entweder abzumontieren, zu 

durchkreuzen oder abzudecken. Abdeckungen sind wind- und wettersicher 

auszuführen und dürfen keine Reflexion zulassen. Sind Sperrlinien, Sperrflächen 

oder Pfeilmarkierungen etc. vorübergehend außer Kraft zu setzen, so sind sie 

entweder zu entfernen, abzudecken oder es ist durch das Zeichen „Markierung 

ungültig“ auf die geänderte Verkehrssituation hinzuweisen. Bodenmarkierungen für 

die Verkehrsführung im Baustellenbereich sind in gelbroter Farbe auszuführen. Am 

Ende des Arbeitsstellenbereiches sind die vorher bestandenen Verkehrsregelungen 

wieder in Kraft zu setzen. 

 

13. Der Aufstellort sowie der genaue Zeitpunkt (Tag, Stunde) der jeweiligen Anbringung 

und Entfernung sämtlicher Verkehrszeichen und Bodenmarkierungen bzw. der 

genaue Zeitpunkt der Abdeckung und Entfernung der Abdeckung von 

Straßenverkehrszeichen sind schriftlich festzuhalten und der 

Bezirkshauptmannschaft Mattersburg schriftlich spätestens eine Woche nach 

Arbeitsende bekannt zu geben. 

 

14. Um eine bessere Verkehrskoordination gewährleisten zu können, werden Sie 

verpflichtet, den Beginn und das Ende der Behinderung unter Angabe der 

bescheiderlassenden Behörde und der Geschäftszahl dieses Bescheides 

vorab (somit jeweils vor Beginn und vor dem Ende der Arbeiten) an die e-

Mailadresse: post.a5-evis@bgld.gv.at zu melden. 

 

15.  Die Arbeitsstelle ist gegen die Verkehrsflächen mit den Straßenverkehrszeichen 

und Verkehrsleiteinrichtungen so abzusichern, dass diese für die 

Verkehrsteilnehmer jeweils nur aus einer Fahrtrichtung wahrnehmbar sind und der 

geänderte Fahrbahnverlauf rechtzeitig erkennbar ist. 

 

16. Künetten, Gräben, Schächte, Gerüste, Abgrabungen und dgl. sind gegen Fahrbahn, 

Gehsteig, Gehweg, Radfahranlagen etc. durch rot-weiß gestreifte Latten, Gitter, 

Scherengitter oder dgl. standfest abzuschranken. 

 

17. Bei Dämmerung, Nebel, Dunkelheit oder wenn es die Witterung sonst erfordert, 

sind Verkehrshindernisse - durch rotes Licht, wenn nur links, durch weißes Licht, 

wenn nur rechts, und durch gelbes Licht, wenn an beiden Seiten der Abschrankung 

vorbeigefahren werden kann, - zu kennzeichnen. 

 

18. Die Lagerung von Aushub-, Baumaterial und Schutt sowie das Abstellen und 

Einsetzen von Baumaschinen und sonstigen Arbeitsgeräten darf nur innerhalb der 

mailto:post.a5-evis@bgld.gv.at
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abgeschrankten bzw. gekennzeichneten Flächen erfolgen. Fahrbahnseitig bzw. 

gehsteigseitig gelagertes Material ist gegen Abrollen auf die freizuhaltende 

Verkehrsfläche zu sichern. 

 

19.  Der Verkehr ist durch geeignete Maßnahmen (z.B. Bohlen, Matten) gegen 

herabfallende Gegenstände zu schützen. 

 

20. Durch Anbringung von Netzen, Planen etc. ist sicherzustellen, dass keine 

Baumaterialien wie z.B. Mörtelreste, Farben etc. auf die Verkehrsflächen gelangen 

können. 

 

21. Offene Gruben, Schächte, etc. sind so abzusichern, dass ein irrtümliches Betreten 

oder Befahren vermieden wird. 

 

22. Bei Absicherung der Arbeitsstelle (Aufstellen der Straßenverkehrszeichen und 

Verkehrsleiteinrichtungen) sowie der Verkehrsregelung ist auf alle im 

gekennzeichneten Arbeitsstellenbereich einmündenden Straßen und Wege so 

Bedacht zu nehmen, dass Verkehrsteilnehmer, die in die Straße einfahren, sofort 

die Verkehrsbeschränkungen und die freigegebene Fahrtrichtung im 

Arbeitsstellenbereich erkennen können. 

 

23. Zufahrten, Zugänge zu Häusern, Grundstücken und Betrieben sind in 

verkehrssicherer Weise, gegebenenfalls durch Überbrückungen, 

aufrechtzuerhalten. Bei unvermeidbaren Behinderungen ist das Einvernehmen mit 

den Anrainern herzustellen. 

 

24. Sollten durch die Arbeiten ober- bzw. unterirdische Leitungen oder Einbauten 

berührt werden, ist mit dem jeweiligen Verfügungsberichtigten das Einvernehmen 

herzustellen. 

 

25. Gegenstände, die weniger als 4,5 m über der Fahrbahn angebracht sind bzw. 

weniger als 0,6m Abstand vom Fahrbahnrand haben, sind mit rot weiß gestreiftem 

rückstrahlendem Material auffällig zu kennzeichnen. 

 

26. Bei Wegfall des Erfordernisses sind die beanspruchten Verkehrsflächen (auch in 

Teilbereichen) umgehend zu räumen, in einen verkehrssicheren Zustand zu 

versetzen und Straßenverkehrszeichen und Verkehrsleiteinrichtungen sofort zu 

entfernen bzw. wirksam abzudecken. Vorher vorhandene und abgedeckte 

Straßenverkehrszeichen, Bodenmarkierungen und Verkehrsleiteinrichtungen  

27. Personen, die im Fahrbereich arbeiten, der nicht durch Abschrankung für den 

Verkehr gesperrt ist, müssen eine Warnkleidung laut RVS 5.41 tragen. 
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28. Die provisorisch geschlossenen Künetten sind laufend zu überwachen und bis zur 

endgültigen Wiederherstellung in einem verkehrssicheren Zustand zu halten. 

 

29. Bei gröblicher oder die Verkehrssicherheit beeinträchtigender Verunreinigung der 

Straße ist für sofortige Reinigung zu sorgen und auf eine mögliche Schleudergefahr 

durch das Gefahrenzeichen „Schleudergefahr“ (§ 50 Ziffer 10 StVO) hinzuweisen. 

 

30. Nach Abschluss der Arbeiten ist der ordnungsgemäße Zustand der Straße, 

besonders des Straßenbelages wieder herzustellen, sodass die Verkehrssicherheit 

gewährleistet ist. 

 

31. Der Bescheid über die bewilligten Arbeiten hat auf der Baustelle aufzuliegen und ist 

den Organen der Straßenaufsicht, dem Straßenerhalter und Organen der 

Bewilligungsbehörde auf Verlangen zur Einsicht auszuhändigen. 

 

Kostenvorschreibung 

 

Spruch II 

 

1. Landesverwaltungsabgaben für die Erteilung der Bewilligung in der Höhe von 53,10 Euro. 

 

Rechtsgrundlagen: 

 

Tarifpost 144 der Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2012 – LVAV 2012, LGBl. Nr. 

47/2012 in der geltenden Fassung. 

 

B e g r ü n d u n g 

 

Da bei Einhaltung der Vorschreibungen und Auflagen die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des 

Verkehrs gewährleistet ist, war die angestrebte Bewilligung zu erteilen. 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

 

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid Beschwerde zu erheben. Die Beschwerde ist binnen 

vier Wochen nach Zustellung des Bescheides bei der bescheiderlassenden Behörde in schriftlicher 

Form einzubringen. 

Die Beschwerde hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides; 

1. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassenden Behörde); 

2. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt;  

3. das Begehren (Erklärung über Ziel und Umfang der Anfechtung) und 

4. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig 

eingebracht ist. 

 

Die Beschwerde kann in folgender Form eingebracht werden: 

• postalisch; Abgabe bei der Behörde 

• mittels Telefax 
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• mittels Online-Formular Rechtsmittel in Verwaltungsverfahren, Internetadresse http://e-

government.bgld.gv.at. 

 

Vorteile bei der Einbringung mittels Online-Formular: 

• Für die erfolgreiche Übermittlung erhalten Sie eine Eingangsbestätigung (inkl. exaktem 

Eingangszeitpunkt). 

• Die Einbringung ist rund um die Uhr möglich, entscheidend sind Datum und Uhrzeit laut 

Eingangsbestätigung. 

• Das Online-Formular kann mit oder ohne Bürgerkarte übermittelt werden. 

 

Die Beschwerde hat – soweit in diesem Bescheid nicht ausdrücklich ausgeschlossen -  

aufschiebende Wirkung, das heißt, der Bescheid kann bis zur abschließenden Entscheidung nicht 

vollstreckt werden. 

 

Für die Beschwerde ist eine Gebühr von Euro 30,- zu entrichten. Die Gebührenschuld entsteht im 

Zeitpunkt der Einbringung der Eingabe. Die Gebühr ist auf das Konto des Finanzamt Österreich – 

Dienststelle Sonderzuständigkeit (IBAN: AT 83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu 

entrichten, wobei auf der Zahlungsanweisung als Verwendungszweck das jeweilige 

Beschwerdeverfahren (Geschäftszahl des Bescheides) anzugeben ist. Die Entrichtung der Gebühr 

ist durch einen von einer Post- Geschäftsstelle oder einem Kreditinstitut bestätigen Zahlungsbeleg 

in Urschrift nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen. Für jede Eingabe ist die 

Vorlage eines gesonderten Beleges erforderlich.  

 

Hinweis: Sie haben das Recht, in der Beschwerde die Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

zu beantragen. Wenn Sie diesen Antrag nicht stellen, kann dies als Verzicht auf eine mündliche 

Verhandlung gewertet werden. 

 

Hinweis: 

Es entsteht eine Gebührenschuld nach dem Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267/1957 in der 

geltenden Fassung in der Höhe von 18,20 Euro. (Ansuchen und Beilagen.) 

 

Ergeht an: 
1) Strabag AG, Gildenweg 7, 2483 Ebreichsdorf 
2) Amt der Bgld. Landesregierung, Abteilung 5, Baudirektion, Referat Verkehrstechnik, EVIS, 

Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt 
3) Gemeinde Pöttelsdorf, Hauptstraße 64, 7025 Pöttelsdorf 
4) Gemeinde Mattersburg, Brunnenplatz 4, 7210 Mattersburg 
5) Gemeinde Pöttelsdorf, Hauptstraße 64, 7025 Pöttelsdorf 
6) Straßenmeisterei Mattersburg, Rohrbrücke 7, 7210 Mattersburg 
 

Für den Bezirkshauptmann: 
Rudolf Lotter 

 

Bezirkshauptmannschaft Mattersburg ● Marktgasse 2, 7210 Mattersburg 

Telefon +43 57 600-4300 ● Fax +43 57 600-4377 ●  E-Mail bh.mattersburg@bgld.gv.at 

www.burgenland.at ● Datenschutz https://www.burgenland.at/datenschutz 

https://www.burgenland.at/datenschutz
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